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4 0 7 . Verordnung: Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Sanitätshilfsdienste
4 0 8 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Durchführung der Krankenversicherung

für die gemäß § 9 ASVG in die Krankenversicherung einbezogenen Personen

4 0 7 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 13. Juni
1975, mit der die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Sanitätshilfsdienste ge-

ändert wird

Auf Grund des § 50 des Bundesgesetzes vom
22. März 1961, BGBl. Nr. 102, betreffend die
Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der me-
dizinisch-technischen Dienste und der Sanitäts-
hilfsdienste, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 257/1967, Nr. 95/1969, Nr. 349/1970
und Nr. 197/1973 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
verordnet:

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für
die Sanitätshilfsdienste, BGBl. Nr. 216/1961, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 309/1969
wird wie folgt geändert:

1. § 3 hat zu lauten:
„§ 3. Zur Ausbildung der Kursteilnehmer(in-

nen) dürfen nur bestellt werden:
a) Ärzte;
b) als Lehrschwester (Lehrpfleger) ausgebildete

Krankenpflegepersonen oder diplomierte
Krankenpflegepersonen, die sich in minde-
stens dreijähriger Berufsausübung bewährt
haben und sich zur Tätigkeit als Lehr-
schwester (Lehrpfleger) fachlich und päd-
agogisch eignen;

c) als Lehrassistentin (Lehrassistent) ausgebil-
dete Personen des gehobenen medizinisch-
technischen Dienstes oder im gehobenen
medizinisch-technischen Dienst ausgebil-
dete Personen, die sich in mindestens drei-
jähriger Berufsausübung bewährt haben
und sich zur Tätigkeit als Lehrassistentin
(Lehrassistent) fachlich und pädagogisch
eignen;

d) Personen, welche auf dem betreffenden
Unterrichtsgebiet ausgebildet und erfahren
sind."

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Zum praktischen Unterricht gemäß An-

lage 2 Z. 2 lit. b sind diplomierte Krankenpflege-

personen (§ 3 lit. b), zum praktischen Unterricht
gemäß Anlage 8 Z. 2 lit. b sowie Z. 3 lit. b
Personen heranzuziehen, die im physikothera-
peutischen Dienst ausgebildet sind (§ 3 lit. c).
Unter Berücksichtigung der Besonderheit des
betreffenden Unterrichtsfaches können ferner mit
dem Unterricht in einzelnen medizinischen Fä-
chern diplomierte Krankenpflegepersonen (§ 3
lit. b) und Personen der gehobenen medizinisch-
technischen Dienste (§ 3 lit. c) betraut werden."

3. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Als Prüfungskalkül gelten die Noten
,sehr gut' (1),
,gut'(2),
,befriedigend' (3),
,genügend' (4),
,nicht genügend' (5)."

4. Dem § 12 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Sind für ein Prüfungsfach verschiedene Personen
als Prüfer für Teile desselben bestellt, kommt
ihnen insgesamt nur eine Stimme zu."

5. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Bei nicht genügendem Erfolg in
mehr als zwei Prüfungsgegenständen ist der ganze
Kurs zu wiederholen.

(2) Bei nicht genügendem Erfolg in einem oder
zwei Prüfungsgegenständen kann eine Wieder-
holungsprüfung in diesen Gegenständen abgelegt
werden. Der früheste Termin für die Wieder-
holungsprüfung sowie die vom Prüfling gege-
benenfalls nachzuholende Ausbildung sind von
der Prüfungskommission festzusetzen.

(3) Zu einer Wiederholungsprüfung gemäß
Abs. 2 darf der Prüfling zweimal antreten. Wird
die Wiederholungsprüfung auch beim zweiten
Antreten auch nur in einem Gegenstand nicht
bestanden, so sind der ganze Kurs und die Kurs-
abschlußprüfung zu wiederholen."

6. An Stelle der bisherigen Anlagen 2 und 8
haben die als Anlagen 2 und 8 bezeichneten An-
lagen dieser Verordnung zu treten.
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Anlage 2

(zu § 4 Abs. 3)

Theoretische und praktische Ausbildung zum
Stationsgehilfen (zur Stationsgehilfin)

Anlage 8

(zu § 4 Abs. 3)

Theoretische und praktische Ausbildung zum
Heilbademeister und Heilmasseur (zur Heil-

bademeisterin und Heilmasseurin)

Leodolter

4 0 8 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 4. Juli 1975, mit
der die Verordnung vom 28. November
1969, BGBl. Nr. 420, über die Durchführung
der Krankenversicherung für die gemäß § 9
ASVG in die Krankenversicherung einbezo-

genen Personen geändert wird

Auf Grund der §§ 9, 10 Abs. 5, 12 Abs. 4,
36 Abs. 1 Z. 4 und § 75 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, wird,
hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I Z. 1,
2, 3, 4, 6 und 7 sowie des Art. II mit Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nationalrates,
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. November 1969,
BGBl. Nr. 420, über die Durchführung der Kran-
kenversicherung für die gemäß § 9 ASVG in
die Krankenversicherung einbezogenen Personen,
in der Fassung der Verordnungen vom 26. April
1974, BGBl. Nr. 278, und vom 1. August 1974,
BGBl. Nr. 525, wird geändert wie folgt:

1. Im § 1 Z. 11 ist der Ausdruck „15 Mona-
ten" durch den Ausdruck „24 Monaten" zu er-
setzen.

2. Im § 1 ist der Punkt am Ende der Z. 13
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Als Z. 14
ist anzufügen: „14. Personen im Sinne des § 3
des Auslandsrenten-Übernahmegesetzes, BGBl.
Nr. 290/1961, die nur eine italienische Rente
beziehen und die seit 1950 in Österreich wohn-
haft sind, wenn sie im Zeitpunkt ihrer Einbe-
ziehung ihren Wohnsitz in Tirol oder Steier-
mark haben und solange der Wohnsitz in einem
dieser Bundesländer gelegen ist."

3. Im § 2 Abs. 1 ist der Punkt am Ende der
lit. i durch einen Beistrich zu ersetzen. Als lit. j
ist anzufügen:

„j) für die im § 1 Z. 14 genannten Personen
mit der Zuerkennung der italienischen
Rentenleistung, frühestens mit dem 1. Sep-
tember 1975."

4. Im § 2 Abs. 2 lit. g ist der Ausdruck „§ 1
Z. 7, 10, 12 und 13" durch den Ausdruck „§ 1
Z. 7, 10, 12 bis 14" zu ersetzen.

5. Im § 3 lit. k ist der Ausdruck „§ 1 Z. 12
und 13" durch den Ausdruck „§ 1 Z. 12 bis 14"
zu ersetzen.

6. Im § 4 Abs. 1 ist der Ausdruck „§ 1 Z. 1
bis 6 und 8 bis 13" durch den Ausdruck „§ 1 Z. 1
bis 6 und 8 bis 14" zu ersetzen.
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7. Im § 4 Abs. 2 ist der Punkt am Ende der
lit. j durch einen Beistrich zu ersetzen. Als lit. k
ist anzufügen:

„k) für die im § 1 Z. 14 genannten Personen
dem Bundesland, in dessen Bereich der
Wohnsitz des Versicherten gelegen ist."

8. Im § 5 Abs. 1 ist der Ausdruck „§ 1 Z. 1
bis 13" durch den Ausdruck „§ 1 Z. 1 bis 14"
zu ersetzen.

9. Im § 5 Abs. 2 ist der Ausdruck „§ 51
Abs. 1 Z. 1 lit. b" durch den Ausdruck „§ 51
Abs. 1 Z. 1 lit. a" zu ersetzen.

10. Im § 5 Abs: 3 ist der Ausdruck „§ 1 Z. 2,
3, 7, 10, 12 und 13" durch den Ausdruck „§ 1
Z. 2, 3, 7, 10, 12 bis 14" zu ersetzen.

11. Dem § 5 ist folgender Abs. 9 anzufügen:
„(9) Für die im § 1 Z. 14 genannten Personen

sind die Beiträge zur Gänze von dem Bundes-
land zu tragen, in dessen Bereich der Wohnsitz
des Versicherten gelegen ist."

Artikel II

Diese Verordnung tritt hinsichtlich des Art. I
Z. 9 rückwirkend mit 1. September 1974, hin-
sichtlich des Art. I Z. 1 rückwirkend mit 1. Jän-
ner 1975, im übrigen mit 1. September 1975 in
Kraft.

Häuser
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